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Ich erinnere an den 13.11.2008, 
Birgit Hesse wurde als Landrätin 
in einer Stichwahl gegen den da-
maligen CDU-Bewerber Ulrich 
Born mit Unterstützung durch DIE 
LINKE gewählt. Am 29.08.2008 
wurde Kerstin Weiss mit einem 
knappen Ergebnis zur 2. Beigeord-
neten mit Unterstützung durch 
DIE LINKE gewählt. Am 
15.06.2014 wurde Kerstin Weiss 
als Landrätin in einer Stichwahl 
gegen den CDU-Bewerber 
Gerhard Rappen mit Unterstüt-
zung durch DIE LINKE gewählt. 
Am 06.11.2014 ist Karla Pelzer 
(SPD) mit den Stimmen der CDU 
und SPD-Fraktion im Kreistag 
Nordwestmecklenburg zur 2. Bei-
geordneten gewählt worden. Halt! 
Hier stimmt etwas nicht! Die Frak-
tionen der SPD und der CDU han-
delten nach der Stichwahl eine 
Vereinbarung aus die regelt, das 
die CDU die Kandidatin der SPD 
zur Wahl der 2. Beigeordneten 
unterstützt und die SPD den Kan-
didaten der CDU zur Wahl des 1. 
Beigeordneten. Unseren Kandida-
ten lehnte die SPD mit der Be-
gründung der fehlenden Eignung 
ab. Nun denken viele: Wer hat uns 
verraten? Natürlich: Die Sozialde-

mokraten! Dieser Spruch aus der 
Arbeiterbewegung 1918/1919 soll 
leider auch heute noch seine Gül-
tigkeit behalten. Gerade wegen der 
vielen inhaltlichen Schnittmengen 
in der Programmatik beider Kreis-
verbände und inspiriert durch die 
erste rot-rote Landesregierung in 
Schwerin gab es seit 2008 eine 
intensive inhaltliche Zusammenar-
beit mit der SPD in Nordwest-
mecklenburg. Gerade wegen die-
ser Gemeinsamkeiten gab es mit 
der SPD zwei persönliche Treffen 
im Vorfeld der Stichwahl Weiss/
Rappen. In diesen Gesprächen 
ging es um Inhalte und natürlich 
um einen möglichen Bewerber der 
DIE LINKEN für den 2. Beigeord-
neten. Wir waren überzeugt, dieses 
Mal klappt es mit einem linken 2. 
Beigeordneten. Nach der Wahl des 
Kreistages und der Landrätin sollte 
aber alles anders kommen. In den 
darauf folgenden Wochen wurden 
nach den Kommunalwahlen in den 
Gemeinden die Gremien und Aus-
schüsse gebildet. In Grevesmühlen 
sorgte die SPD gemeinsam mit der 
CDU dafür, dass unsere gewählten 
Kommunalvertreter bei der Beset-
zung der Ausschüsse bzw. der 
Ausschussvorsitzenden ausge-

grenzt wurden. In Dorf Mecklen-
burg sorgte wenige Tage vor der 
Bürgermeisterwahl ein SPD-
Abgeordneter dafür, dass unserem 
Kandidaten für das Amt des Bür-
germeisters und amtierenden Bür-
germeister in Dorf Mecklenburg in 
der OZ Vorwürfe aufgrund eines 
neuen Büros sowie eines neu an-
geschafften Tisches mit 10 Stühlen 
gemacht wurden. Behauptungen, 
die sich wenige Tage später als 
haltlos erwiesen. Mit 86 % der 
Stimmen wurde unser Kandidat 
Torsten Tribukeit für das Amt des 
Bürgermeisters in der Gemeinde 
Dorf Mecklenburg gewählt. Damit 
gibt es neben Eckhardt Stelbrink 
in der Gemeinde Zurow, Heidrun 
Teichmann in der Gemeinde Neu-
burg und Joachim Wölm in der 
Gemeinde Bad Kleinen erstmals 
vier linke Bürgermeister im Land-
kreis Nordwestmecklenburg. 

Am 11.03.2015 besuchte ich ge-
meinsam mit unserem Fraktions-
vorsitzenden im Kreistag Nord-
westmecklenburg die SPD-
Fraktion. Der Termin kam auf-
grund einer Bitte von mir, die ich 
übrigens an mehrere Funktionsträ-
ger in der SPD mehrmals äußern 
musste, zustande. Mein Auftritt 

dauerte lediglich 15 Minuten, die 
ich dafür nutzte, der SPD-Fraktion 
gehörig den Kopf zu waschen. 
Von einer vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit, von der der Vorsit-
zende der SPD-Fraktion noch 
gesprochen hat, kann keinesfalls 
ausgegangen werden. Besonders 
nach meiner Aussage: „Ich kenne 
niemanden im Kreisverband DIE 
LINKE Nordwestmecklenburg, 
die Ihnen Herr Glaner noch ir-
gendein Wort glauben!“ kam 
scharfe Kritik von zwei SPD-
Genossen. Sie hätten sich nichts 
vorzuwerfen und seien ehrlich und 
fair mit uns umgegangen. Das 
schlimme daran ist, das meinen sie 
auch ernst. Für mich ist die Zu-
sammenarbeit mit der SPD been-
det und mir war es wichtig, das ich 
stellvertretend für den Kreisvor-
stand, dem Kreisverband und un-
seren Mitgliedern und Sympathi-
santen gegenüber der SPD deutlich 
mache, das wir nicht der Steigbü-
gelhalter der SPD sind. Mit geho-
benen Haupt bin ich in die Sitzung 
gegangen und mit gehobenen 
Haupt habe ich diese auch wieder 
verlassen. Vertrauen muss man 
erarbeiten und die SPD fängt da 
bei Null an!  

In den kommenden Wochen, Mo-
naten und Jahren müssen wir unser 
eigenes Profil erheblich schärfen. 
Wir müssen unsere Inhalte deutli-
cher und bürgernah an die Men-
schen vor Ort bringen. Die politi-
sche Auseinandersetzung mit den 
anderen demokratischen Parteien 
muss über Inhalte erfolgen. Gera-
de die SPD müssen wir hier vor 
uns hertreiben. In den Ausschüs-
sen, Kreistag, in den Gemeinden 
und Ämtern müssen wir flächen-
deckend linke Politik klarer dar-
stellen. Daher wird es darauf an-
kommen, dass sich die linken 
Kommunalvertreter in den Ge-
meinden, Ämtern und im Land-
kreis besser vernetzten und ein 
regelmäßiger Austausch stattfin-
det. Für den neuen Kreisvorstand 
eine große Herausforderung! 

Roy Rietentidt,  
Kreisvorsitzender DIE LINKE 
Nordwestmecklenburg 

Unsere Landtagsabgeordnete Simone Oldenburg ließ es sich am den 8. März nicht nehmen, zu der auf der Hanseschau 
stattfindenden Ehrenamtsmesse persönlich bei einem Rundgang allen Frauen ihre Glückwünsche und Dank für das persön-
liche Engagement auszusprechen. Die meisten Frauen waren überrascht, freuten sich über die kleine Aufmerksamkeit und 
waren mit uns der Auffassung, dass noch viel zu tun bleibt, um die Gleichberechtigung der Frau im Alltag durchzusetzen. 

Versprochen! Gebrochen! Erinnerungen! 
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Neun Monate sind nach der Kom-
munalwahl vergangen. Meiner 
Ansicht nach ein guter Zeitpunkt, 
um zumindest schon mal einen 
Blick auf die doch so oft zitierten 
Wahlversprechen zu werfen. Stra-
ßenlampen und Bäume gehören 
täglich auf meinen Zettel und ha-
ben eine solche Dynamik, dass 
eigentlich kein Ende in Sicht ist.  

Wir alle wollen, dass sich junge 
Menschen in unserer Gemeinde 
ansiedeln. Die Kindertagesstätte 
wurde ausgebaut, super. Auf unse-
re Anfrage nach möglichen Bau-
plätzen nur negative Antworten. 
Passt das zusammen, meiner An-
sicht nach nicht. Vielleicht fehlt 
mir noch das Verständnis für unse-
re Bürokratie, welche uns immer 
wieder zurück wirft.  

Unsere Jugend nach ihren Interes-
sen zu befragen ist auch nicht so 
einfach. Zu meiner Zeit waren wir 
alle in einer Bushaltestelle, heute 
ist dort niemand, die virtuelle Welt 
hält sie gefangen. In Krassow 
werden wir jetzt im Frühjahr eine 

überdachte Sitzgelegenheit aufstel-
len, als Modellprojekt natürlich, 
denn unsere Gemeinde ist groß 
und der Topf ist klein. In unserer 
Turnhalle haben sich zwei Vereine 
angesiedelt und beleben die kultu-
relle Welt. Wie in jedem Jahr fei-
ern wir mit unseren Senioren Ende 
März ein Frühlingsfest. Im Som-
mer dann das Gemeindefest als 
Highlight mit buntem Programm 
und dem unermüdlichen Einsatz 
vieler, vieler Helfer. Neu in die-
sem Jahr war, dass der Kulturaus-
schuss die fleißigen Einwohner zu 
einem Essen einlud und auch mal 
auf diesem Wege danke sagte. 

Aber alles braucht seine Zeit, ich 
bleibe dran. Versprochen. 

Von Eckhardt Stelbrink 
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Am 16. Februar führte das kom-
munalpolitische Forum Nordwest-
mecklenburg in Zusammenarbeit 
mit Simone Oldenburg, MdL eine 
Bildungsveranstaltung mit dem 
Thema „AfD und Pegida-
demokratische Bewegung oder 
eine Gefahr für die Demokratie“ in 
der Grevesmühlener Malzfabrik 
durch. 

In seinem verständlichen Referat 
führte uns Jan Müller von der 
Universität Rostock durch die 
Entstehungsgeschichte, die Strate-
gien und Strukturen von AfD und 
Pegida. Uns Gästen wurden inte-
ressante Ansichten eröffnet, bei-
spielsweise sei die Pegida-
Bewegung sozusagen ein Kind der 
misslungenen Asylpolitik der jet-
zigen Bundesregierung. 

Interessant ist auch der Punkt, dass 
Pegida eine größtenteils männer-
dominierte Gruppe ist, ohne Ver-
trauen in Institutionen, mit einer 
Zuneigung zur AfD mit teilweisen 
rechtspopulistischen und rechts-
extremen Einstellungen. 

 Die AfD ist von der Struktur eine 
Partei, welche ihre Inhalte rechts 
neben der CDU sucht. Pegida und 

ihre Ableger sind sehr heterogen, 
genau wie die Teilnehmer an den 
Demonstrationen. Ihre Entstehung 
zeugt von einer starken Unzufrie-
denheit mit der „politischen Klas-
se“ berichtet Jan Müller. 

In der nachfolgenden Diskussions-
runde bewiesen die Gäste großes 
Interesse an dieser Thematik. Es 
wurde angeregt, auch zu dem Ge-
schehen in der Ukraine eine ähnli-
che Veranstaltung zu planen. 

Von Eckhardt Stelbrink, kommu-
nalpolitisches forum M-V 

Großes Interesse zum Thema “AfD und Pegida” 

Ein Licht in der 
Finsternis 
Selten dringen Nachrichten von 
jenseits des Ozeans zu uns, über 
die mensch sich vorbehaltlos 
freuen kann. 

Ich konnte das kürzlich, als ich via 
Internet auf das in New York er-
scheinende Magazin „Jacobin“ 
gestoßen bin. Schon 2010 von 
einem damals 21-jährigen gegrün-
det, hat sich die Zeitschrift nicht 
weniger als den Aufbau einer sozi-
alistischen Bewegung in den Ver-
einigten Staaten zum Ziel gesetzt. 

Sie erscheint vierteljährlich und 
hat es inzwischen zu mehr als 
zehntausend Subskribenten sowie 
über 600.000 Internetzugriffe ge-
bracht – eine angesichts des Zei-
tungssterbens beeindruckende 
Bilanz; online werden täglich min-
destens zwei neue Artikel veröf-
fentlicht. Das frische Design des 
Magazins ist bestechend, die Texte 
sind marxistisch bis linksradikal 
geprägt. Für jemanden wie mich 
mit über mehr als sechzig Jahre 
eingestaubtem Schulenglisch ist 
die Lektüre nicht ganz einfach; 
aber wer ohnehin sein English 
auffrischen möchte, kann das unter 
https://www.jacobinmag.com/ an 
einem Freude bereitendem Objekt 
tun; - Good Luck Jacobin! 

L. Tannhäuser 

Willkommen in der Realität 

Die Einwohnerinnen und Einwoh-
ner von Dorf Mecklenburg waren 
heute aufgerufen, eine neues Ge-
meindeoberhaupt zu wählen. 86% 
der Wähler stimmten dabei für den 
Kandidaten der LINKEN, Torsten 
Tribukeit, der sich als einziger der 
Wahl stellte. Wir gratulieren 

Torsten Tribukeit recht 
herzlich zur Wahl und 
wünschen ihm immer 
ein glückliches Händ-
chen bei der neuen 
verantwortungsvollen 
Aufgabe! 

Torsten Tribukeit neuer Bürgermeister 
von Dorf Mecklenburg 
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Von Björn Griese, 
Fraktionsvorsitzender 

Hin und wieder muss man sich 
in der ehrenamtlichen Kreis-
tagsarbeit fragen, ob man einen 
Sachverhalt übersehen, nicht 
mitbekommen, nicht verstanden 
oder schlicht vergessen hat. 

Manchmal ist es aber auch so, dass 
die Verwaltungsspitze meint, das 
Gros der Kreistagsmitglieder sei 
grundsätzlich chronisch vergess-
lich. Anders ist es kaum zu erklä-
ren, dass der Fachdienstleiter vor 
Kurzem im Bauausschuss und 
später im Umweltausschuss be-
hauptete, als es um den Parkplatz 
zum Erweiterungsbau der Kreis-
verwaltung in Wismar in der 
Rostocker Straße ging, dass dieser 
von Anfang an als gepflasterte 
(versiegelte) Variante geplant war. 
Obwohl seine Chefin, die Landrä-
tin, noch im November letzten 
Jahres freudig ihren Sparvorschlag 
zum Erweiterungsbau verkündete. 

Von 9 Mio. € geplanten Kosten 
ließe sich eine halbe Mio. € spa-
ren, indem der Parkplatz nicht 
versiegelt werde, also lediglich 
Schotter aufgeschüttet wird. Irgen-
detwas musste sie damals wohl 
machen, um die Gemüter der 
Kreistagsabgeordneten zu beruhi-
gen. Waren aus den einstmals rund 
fünf Mio. € doch erst acht und 
später gar neun Mio. € geworden. 
Für das Gesamtprojekt brauchte 
sie die Zustimmung des Kreista-
ges. DIE LINKE verweigerte diese 
Zustimmung, da wir möglicher-
weise günstigere Alternativen 
nicht genug berücksichtigt sahen. 
CSU und SPD segneten das Pro-
jekt jedoch trotz Bauchschmerzen 
ab. Nachdem nun ein paar Monate 
vergangen sind, offenbarte der 
Fachdienstleiter im Ausschuss die 
Pläne zur Versiegelung – man 
komme gar nicht umhin, da der 
Parkplatz im Trinkwassereinzugs-
gebiet liegt – das war von vornhe-
rein klar … 

Aber scheinbar sind die Kreistags-
mitglieder doch nicht so vergess-
lich. Im Ausschuss waren auch die 
CDU- und SPD-Vertreter ziemlich 
empört. Doch die Verwaltungs-
spitze hat schon eine Lösung, um 
die Kosten dennoch (zumindest 
vorerst) „klein“ zu halten. Der 
Parkplatz soll nun deutlich kleiner 
ausfallen. Für über 180 Mitarbeiter 
gibt´s nur 86 Parkplätze! Und 
Bürger, welche zur Kreisverwal-
tung wollen, sind scheinbar so 
unbequem, dass für deren Autos 
gar kein Platz mehr bleibt. Ur-
sprünglich war von 200 Parkplät-
zen die Rede. Man wollte sogar 
Vermietungen von Stellplätzen 
z.B. an die nahe gelegene Polizei 
prüfen. Aber das kann man nun 
sicher vergessen! Oder man macht 
es wie sonst so oft bei öffentlichen 
Aufträgen. Später wird dann er-
weitert – baulich und bei den Kos-
ten. 

Nach unserer Kritik auch in der 
Zeitung haben wir nun auch noch 
mehrere Fragen an die Landrätin 
bezüglich dieser Thematik gerich-
tet. Wenn es beim eigentlichen 
Erweiterungsbau genauso läuft, 
dann reden wir über ganz andere 
„Erweiterte Kosten“.  

Aber wir werden den Fortgang 
weiter kritisch betrachten, denn 
hier geht es letztendlich um Steu-
ergeldverschwendung und auch 
um die drohende Erhöhung der 
Kreisumlage oder Einsparungen 
im sozialen Bereich. All das wol-
len wir nicht! 

Von Thomas Konieczny 

Der stellvertretende Vorsitzende 
der Linksfraktion im Deutschen 
Bundestag, Dr. Dietmar Bartsch, 
stellte sich am 12. Februar den 
Fragen der Einwohnerinnen und 
Einwohner im Gadebuscher Rat-
haus. Zuerst gab er einen kurzen 
Überblick über die aktuelle Innen- 
und Außenpolitik. Er ging auf den 
Ukraine-Konflikt ein und zollte 
der Bundeskanzlerin Respekt für 
Ihre Vermittlerrolle. Sie hat dees-
kaliert und nicht den Forderungen 
der Vereinigten Staaten nach Waf-
fenlieferungen, die den Konflikt 
eher angeheizt hätten, nachgege-
ben. 

Weitere Themen war die Einfüh-
rung des Mindestlohns, die Errich-
tung von Windparks und die Ge-
richtstrukturreform. Für die Er-

richtung der Windparks plädierte 
er für Augenmaß, es komme nicht 
drauf an das Land zu verspargeln. 
Gemeinden und betroffene Bürger 
müssen in den Planungen mit ein-
bezogen werden. Und bei der Ge-
richtstrukturreform verwies er auf 
die über 150.000 gesammelten 
Unterschriften, diese dürften nicht 
ignoriert werden. Der Bürgerwille 
muss Gehör finden bei der Lan-
desregierung, ein Aussetzen der 
Reform bis die gesammelten Un-
terschriften geprüft wurden, wäre 
dringend geboten. Fakten schaf-
fen, Standorte schließen bzw. zu 
Nebenstellen degradieren beför-
dern Politikverdrossenheit. 

Bürgerforum in Gadebusch mit Dietmar Bartsch 

Hallo 
Ich bin Mario Menzzer, als neuer 
Kreisgeschäftsführer im Kreisver-
band Nordwestmecklenburg 
möchte ich mich Euch kurz vor-
stellen. Ich bin 34 Jahre jung und 
wurde in Stralsund im Jahr 1980 
geboren. Ich lebe in einer Lebens-
gemeinschaft mit meiner Freundin 
und meiner Tochter zusammen in 
Rostock. 

Ich bin in Rostock aufgewachsen 
und zur Schule gegangen. Nach 
meiner Schulzeit absolvierte ich 4 
Jahre bei der Marine. Im An-
schluss erlernte ich den Beruf des 
Sport- und Fitnesskaufmann und 
arbeitete dort in einer großen Frei-
zeitanlage, vorwiegend in der 
Verwaltung. 

Als Mitglied der Partei DIE LIN-
KE NWM, freue ich mich umso 
mehr auf die Aufgaben des Kreis-
geschäftsführer. 

Insbesondere freue ich mich auf 
die Zusammenarbeit mit dem 
Kreisvorstand, den Basisorganisa-
tionen und den Bürgern im Kreis-
verband Nordwestmecklenburg.  

Für Eure Fragen und Anmerkun-
gen erreicht Ihr mich in der Ge-
schäftsstelle in Wismar am Diens-
tag und Mittwoch von 10-18 Uhr 
unter der Telefonnummer: (03841) 
282555 oder Handy 0162 
1348265. 

Vorgestellt Erweiterte Kosten für den Erweiterungsbau? 

Noch geheim 
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Von Uwe Boldt 

Kampagne soll in der Woche vor 
dem 1. Mai beginnen – Vorbe-
reitungen bundesweit. 

Wie in der vorherigen Ausgabe, 
im Artikel zum Landesparteitag, 
bereits angeführt, bereitet auch 
unser Landesverband intensiv die 
bundesweite Kampagne „Das 
muss drin sein - Leben ohne Zu-
mutungen“ vor. 

Erste Maßnahmen sind für den 
Start am 1.Mai 2015 geplant. Eine 
Vielfalt an Aktionen ist in Vorbe-
reitung des Bundes- und Landes-
parteitages sowie der Landtags-
wahlen 2016 (auch in MV) vorge-
sehen, um die Arbeitsschwerpunk-
te unserer Partei in möglichst viel-
fältiger Weise öffentlichkeitswirk-
sam darzustellen. Mit dieser Kam-
pagne soll erreicht werden, dass 
unsere Menschen im Vorfeld zu 
den Bundestagswahlen im Herbst 
2017 besser über die Ziele der 
LINKEN informiert sind. Wir 
wollen in dieser langfristigen Akti-
on, die sich rasant verstärkende 

soziale Schieflage in unserem 
Land, in die öffentliche Diskussi-
on holen und Ursachen sowie 
unsere alternativen Politikansätze 
deutlich machen. Die dramati-
schen Veränderungen der Lebens-
verhältnisse großer Teile der Be-
völkerung seit der Umsetzung der 
Agenda 2010 durch die Bundesre-
gierungen von SPD, Grüne und 
jetzt der großen Koalition, verlan-
gen jetzt von uns eine noch geziel-
tere, einheitlich organisierte und 
langfristig angesetzte Gegenwehr. 
Unsere Gesellschaft steht vor 
enormen Herausforderungen in 
den kommenden Jahren, die nicht 
weiter zu Lasten großer benachtei-
ligter Bevölkerungskreise ausge-
tragen werden dürfen.  

Folgende Themenkreise sollen u.a. 
behandelt werden: 

• rasante Zunahme atypischer 
Arbeitsverhältnisse / Auswir-
kungen auf Beschäftigte und 
Wirtschaft  

• vielfältige Benachteiligung von 
Frauen im Arbeitsleben 

• Arbeitslosigkeit / Mindestsiche-
rung / Hartz IV 

• Wohnen und Energie darf nicht 
zum Luxusgut werden 

• Kinderarmut - Schande für 
Deutschland 

Eine Vielzahl von Zielgruppenspe-
zifischen Veranstaltungen, Aktio-
nen / Ständen, Publikationen und 
nicht zuletzt digitalen Aktivitäten 
im Internet sind vorzubereiten und 
weiterzuentwickeln. 

Als größte Oppositionsfraktion in 
Bund und Land ist es Aufgabe der 
LINKEN die unhaltbaren Zustän-
de zu thematisieren, Menschen zu 
mobilisieren und deutlich zu ma-
chen, dass die aktuelle konservati-
ve Politik in diesem Land nicht 
alternativlos ist. Gegenwärtig wird 
der Landeskampagneplan erarbei-
tet. Hier werden die o.g. Themen-
kreise mit konkreten Maßnahmen 
untersetzt und wir alle sind aufge-
rufen uns aktiv in dieser Kampag-
ne einzubringen. 

Am 21. März 2015 fand in Gre-
vesmühlen eine Landesbasiskonfe-
renz statt, organisiert vom Landes-
vorstand und von der Landesar-
beitsgemeinschaft Innerparteiliche 
Kommunikation. Grundanliegen 
solcher Konferenzen ist ein Mei-
nungsaustausch, an dem jede Ge-
nossin und jeder Genosse sich 
einbringen kann, ohne irgendeine 
Delegierung oder Anmeldung. 

In Grevesmühlen beteiligten sich 
51 Genossinnen und Genossen aus 
8 Kreisverbänden. Es war ein biss-
chen bedauerlich, dass aus unse-
rem Kreis, als Gastgeber, doch nur 
wenige die Gelegenheit nutzten. 
Denn immerhin kamen 15 Teil-
nehmer zu Wort, mit ihren unter-
schiedlichen und teils kontrover-
sen Meinungen zur innerparteili-

chen Demokratie, dem Verhältnis 
zur SPD, zu Fragen der politischen 
Bildung für bzw. in den Basisorga-
nisationen und zur Verbesserung 
der innerparteilichen Kommunika-
tion. Wenn Heidrun Bluhm in 
ihrem Schlusswort herausstellte, 
dass die Diskussionen in einer 
kulturvollen Art erfolgte, wie es 
eigentlich Normalität sein sollte, 
kann ich dem nur zustimmen. 

Besonders erfreulich für mich war 
die Teilnahme junger Leute, die 
sich auch in die Diskussion ein-
brachten. Beschlossen wurden eine 
Solidaritätserklärung mit Grie-
chenland und eine Abschlusserklä-
rung. Beide sollen Verbreitung in 
den Basisorganisationen finden. 

Von Horst Neumann 

Landesbasiskonferenz in Grevesmühlen 

Das muss drin sein - Leben ohne Zumutungen 

• Kampagnenstart mit PR-
Kick-off am 28. April 
2015 10 Uhr 

• Erster Mai: Zentraler Ak-
tionstag 

• 6. und 7. Juni: Bundespar-
teitag in Bielefeld 

• 8. bis 14. Juni: bundes-
weite Aktionswoche 

• September: 
Aktion „Junge Beschäftig-
te“ 

• Dezember: 
„Weihnachtsaktion“ 

2016: Zwischenhöhepunkt 
mit einer Aktionskonferenz, 
Zuspitzung auf zentrale For-
derungen und Übergang in 
die Bundestagswahlkampag-
ne. 

2017: Höhepunkt ist die 
Bundestagswahl 

5 Forderungen sind: 

Zentrale Termine 2015 

Liebe Genossinnen und 
Genossene, 

bald ist es 
soweit! Am 1. 
Mai wollen 
wir unsere 
neue Kampag-
ne „Das muss drin sein.“ starten. 
Die Kampagne ist so angelegt, 
dass sie im Rahmen der Dachkam-
pagne mit lokalen Forderungen 
verknüpft und konkretisiert wer-
den kann und soll. 

Damit ihr in euren Geschäftsstel-
len, Info-Stände u.a. die Kampag-
ne bewerben und begleiten könnt, 
wollen wir euch einige Bausteine 
an die Hand geben. Diese könnt 
ihr von der Kreisgeschäftsstelle 
anfordern z.B.: 

• die Kampagne im Überblick  

• ein Interview mit Katja und 
Bernd 

• einen Artikel zum 1. Mai  

• Anzeigen, Logos und Signet  

Weitere Hintergrundinformationen 
und Materialien findet ihr unter 
www.das-muss-drin-sein.de  

Bei Fragen und Anregungen könnt 
ihr euch an julia.marg@die-linke 
wenden. 
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Anliegen 
Abertausender zur 
Gerichtsreform 
tatsächlich ernst 
nehmen 

Zur ersten Lesung des Gesetz-
entwurfes zum Volksbegehren 
gegen die Gerichtsstrukturre-
form im Landtag erklärte der 
Fraktionsvorsitzende der Links-
fraktion, Helmut Holter: 

„Diese Debatte ist ein historisches 
Ereignis. Noch nie hat ein Volks-
begehren in Mecklenburg-
Vorpommern das erforderliche 
Quorum erfüllt. Noch nie war der 
Unmut der Bevölkerung über Re-
gierungshandeln so groß. 

Weit mehr als 120.000 Menschen 
haben dafür Sorge getragen, dass 
sich der Landtag erneut mit der 
Gerichtsstrukturreform befassen 
muss. Mit Blick auf diese Willens-
bezeugung von Abertausenden 
von Bürgerinnen und Bürgern 
haben die Abgeordneten der Koa-
litionsfraktionen die Chance, ihre 
Meinung zu dieser unsäglichen 
Reform zu überdenken. Ich kann 
nur an jede Abgeordnete und jeden 
Abgeordneten appellieren, sich 
ergebnisoffen und ohne Fraktions-
zwang diesem Volksbegehren zu 
stellen. 

Leider ist in der Debatte deutlich 
geworden, dass die Abgeordneten 
der Koalitionsfraktionen unbeirrt 
an ihrem Vorhaben festhalten 
werden. Dies ist kein gutes Signal 
für die vielen engagierten Bürge-
rinnen und Bürger, kein gutes 
Signal für die Demokratie. 

Die Menschen wollen diese Ge-
richtstrukturreform nicht. Sie sind 
es leid, dass sich der Staat immer 
weiter aus der Fläche zurückzieht. 
Die Initiatoren des Volksbegeh-
rens haben Recht, wenn sie for-
dern, dass die Reform auf null 
gesetzt und ein konstruktiver Neu-
anfang gewagt werden muss. Die 
Justiz im Land muss zukunftsfähig 
gemacht und darf nicht verstüm-
melt werden.“ 

Zum traditionellen Wismarer Os-
termarsch versammelten sich am 
Sonnabend, dem 4. März einige 
sechzig Friedensbewegte bei 
schönster Frühlingssonne auf dem 
Weidendamm. 

Um 11 Uhr setzte sich der bunt 
zusammengewürfelte Zug hinter 
der von Michael Deppe getragenen 
Friedensfahne in Bewegung, ge-
folgt von einem Bannern gegen 
Rüstungsexporte und einem mit 
der Aufschrift „Kein Werben fürs 

Sterben. Schulfrei für die Bundes-
wehr“. Die Marschroute führte 
durch sehr belebte Straßen am 
Hafen und in der Altstadt zum 
Markt; unterwegs schlossen sich 
uns spontan weitere Leute an, 
darunter eine Mutter mit ihrem im 
Rollstuhl sitzenden Kind. 

Mit nun etwa siebzig Ostermar-
schierern erreichten wir den 
Markt, auf dem dank Markttag 
ebenfalls viele Menschen unter-
wegs waren. Dort erwarteten uns 

Infostände der Friedensinitiative 
Bad Kleinen, des Stadtverbands 
der LINKEN und der Partei Bünd-
nis 90/DIE GRÜNEN sowie eine 
Lautsprecheranlage, um die sich 
der Aufsehen erregende Zug grup-
pierte. Nacheinander sprachen 
Frau Silke Gajek, Landtagsabge-
ordnete der Grünen, Björn Griese, 
Vorsitzender der Kreistagsfraktion 
der LINKEN und Horst Neumann 
von der Friedensinitiative Bad 
Kleinen. Alle Drei wandten sich 
aus unterschiedlichen Positionen 
gegen deutsche Rüstungsexporte 
und gegen Auslandseinsätze der 
Bundeswehr; sie forderten die 
Bundesregierung auf, verstärkt auf 
eine friedliche Lösung des gefähr-
lichen Ukrainekonflikts Einfluss 
zu nehmen. 

Die Organisatoren bedanken sich 
bei allen Teilnehmern; angesichts 
der aktuellen kriegerischen Ausei-
nandersetzungen in der Welt hät-
ten sie sich noch eine größerer 
Beteiligung gewünscht. 

Von Lutz Tannhäuser 

Ostermarsch 2015 in Wismar 

Mit dem Konzept Liberalisierung 
hat die Industrie-und Finanzoligar-
chie in den letzten 30 Jahren den 
bisher größten Raubzug am gesell-
schaftlichen Eigentum realisiert 
und die Strukturen der Gesell-
schaft bereits in starkem Maße 
zerrüttet.  

Die Herrschenden wissen, dass es 
Widerstand und Aufruhr gibt, 
wenn man einen immer größeren 
Teil der Bevölkerung unter die 
Armutsgrenze drückt, um sich 
selbst einen immer größeren An-
teil an den gesellschaftlich erarbei-
teten Werten anzueignen. 

„Divide et impera“ sagten schon 
die alten Römer. Teilen und herr-
schen waren und sind die bestens 
bewährten Machmittel der herr-
schenden Minderheiten. Die Zuge-
hörigkeit der Menschen zu unter-
schiedlichen Religionen oder ihren 
Gliederungen haben sich als ge-
nauso zweckmäßig erwiesen, wie 
ethnische Unterschiede. Medien, 
Politiker und Religionsführer er-
wiesen und erweisen sich als ge-
eignete Akteure, um Gegensätze, 
Hass und vor allem Angst zu schü-
ren, Angst vor Überfremdung, 
Identitätsverlust und sozialem 
Abstieg. 

Die damit einhergehende Ethnisie-
rung der sozialen Fragen hilft vom 
Klassenkonflikt abzulenken und 
die Wut auf noch Ärmere zu len-

ken. Gleichzeitig wird der Terro-
rismusbegriff in gefährlicher Wei-
se mit Islamismus verbunden. 
Hauptursache der anwachsenden 
Bedrohungsängste ist aber eben 
nicht der Islam, sondern die 
Kriegspolitik von USA und NATO 
sowie die Rückkehr zum allgemei-
nen Banditentum in den internatio-
nalen Beziehungen. 

In der Ukraine bedient sich die 
USA bereits offen faschistischer 
Kräfte zur Umsetzung ihrer Ziele. 

Es waren faschistische Stoßtrupps, 
die im Februar das Parlament 
stürmten, den gewählten Präsiden-
ten vertrieben und Abgeordnete 
bedrohten, im Mai in Odessa Men-
schen verbrannten und die nicht 
nur im Donezker und Lugansker 
Gebiet grauenhafte Morde und 
Zerstörungen zu verantworten 
haben.  

Gleichzeitig geht es darum, durch 
eine faschistische Herrschaft die 

soziale Schieflage des Landes zu 
verschleiern und Proteste in au-
ßenpolitische Aggressivität zu 
kanalisieren. Unterstützung erhal-
ten sie dabei von den europäischen 
„Demokratien“.  

Diese halten zunehmend auch 
selbst faschistische Parteien und 
Gruppierungen vor, um sie gege-
benenfalls gegen wachsende Pro-
teste einzusetzen, die man auf-
grund der fortschreitenden Verar-
mung großer Bevölkerungsgrup-

pen erwartet. 

Rassismus, Fremdenfeind-
lichkeit verbunden mit 
Deutschtümelei haben in 
unserem Land bereits die 
Mitte der Gesellschaft 
erreicht (so z.B. Sarrazin, 
Pegida, Schutz faschisti-
scher Aufmärsche.) Der 
menschenfeindliche Um-
gang mit Sinti und Roma 
in fast allen EU-Ländern 

entspricht der gleichen Ideologie. 

Umfassende Aufklärung tut not 
und ist die erste Voraussetzung, 
um Veränderungen zu erreichen. 
Das ist eine sehr schwere und 
langfristige Aufgabe für fort-
schrittliche Menschen, die um den 
Erhalt der Menschheit besorgt 
sind. Die Linke hätte hier ein wei-
tes Feld der Betätigung 

Von Horst Neumann 

Angst – ein wichtiges Herrschaftsinstrument 
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von Kai Ehlers 

22. Februar vor einem Jahr in 
Kiew: Ließen wir alle Polemiken 
beiseite; beschrieben wir nur, was 
an diesem Tag vor einem Jahr 
faktisch geschah, dann klänge das 
ungefähr so: 

Nachdem der über Monate ge-
wachsene Protest gegen eine kor-
rupte Regierung und die Forde-
rung nach Westöffnung des Lan-
des im Rahmen des von der EU 
angebotenen Assoziierungsvertra-
ges am 21. Februar in einem Mas-
saker gipfelte, wurde der amtieren-
de Präsident Viktor Janukowytsch 
am 22. Februar unter dem militan-
ten Druck des Maidan abgesetzt 
und gegen eine provisorische Re-
gierung ausgetauscht. Bis heute ist 
nicht aufgeklärt, wer für das Mas-
saker die Verantwortung trägt. 
Die neue Regierung wurde aus 
Mitgliedern der bisherigen Parla-
mentarischen Opposition und Ver-
tretern des Maidan gebildet. Die 
unter Vermittlung von Vertretern 
der Europäischen Union mit Janu-
kowytsch zustande gekommene 
Vereinbarung über die Bildung 
einer vorübergehenden Koalition 
der Nationalen Einheit und vorge-
zogene Neuwahlen kam nicht 
zustande. Stattdessen übernahm 
eine provisorische Regierung die 
Macht. Sie exekutierte ihre neue 
Macht umgehend durch verschie-
dene Erlasse, unter anderem durch 
Aufhebung des unter Januk-
owytsch eingeführten Gesetzes 
zum Schutz sprachlicher Minder-
heiten. Die neue Regierung erklär-
te, Ukrainisch als einzige Sprache 
für das Land durchsetzen zu wol-
len. 
Das Gesetz führte zu schockarti-
gem Erschrecken bei der russisch-
sprachigen Bevölkerung des Lan-
des. Es wurde daraufhin zurückge-
zogen, hatte zu der Zeit aber seine 
Wirkung schon getan. Die Regio-
nalbehörden der Krim erklärten 
ihre Absicht, auf der mehrheitlich 
russischsprachigen Halbinsel ein 
Referendum für deren Lösung von 
der Ukraine durchführen zu wol-
len. Begründung: Angst vor den 
aggressiven Absichten der Natio-
nalisierung seitens der provisori-
schen Regierung. Der Ausgang 
des Krim-Referendums, in dem 
die Bevölkerung mit großer Mehr-
heit für die Abtrennung von der 
Ukraine stimmte, führte zur effek-

tiven Sezession und zum Eintritt 
der Krim in den Staatsverband der 
Russischen Föderation. 

Das Beispiel der Krim animierte 
auch die Bevölkerung des Donbass 
zu Referenden für eine Autonomie 
ihrer Gebiete, die danach in Forde-
rungen nach Sezession, zwischen-
durch nach denen der Bildung 
eines eigenen Staates 
„Noworossia“, nach Eingliederung 
in die Russische Föderation über-
gingen, und – als dies von Russ-
land nicht aufgegriffen wurde – 
zur Bildung der beiden Volksre-
publiken Donezk und Lugansk 
führten. 

Die Kiewer Übergangsregierung, 
seit Mai die neu konstituierte Re-
gierung der geteilten Ukraine unter 
Petro Poroschenko, akzeptierte 
weder die Sezession der Krim und 
deren Eingliederung in die Russi-
sche Föderation noch die Forde-
rungen der Regionen des Donbass 
nach Autonomie innerhalb der 
Ukraine, und ebenso nicht die 
späteren Vorstellungen vollkom-
mener Unabhängigkeit, sondern 
erklärte die Vertreter dieser Positi-
onen zu Terroristen und ging ge-
gen sie militärisch vor. 

Bis heute verweigert der gegen-
wärtige Präsident der Kiewer Uk-
raine das direkte Gespräch mit den 
Vertretern dieser Volksrepubliken. 
Im Rahmen dieser gegenläufigen 
Positionen hat sich der ukrainische 
Bürgerkrieg entwickelt und in die 
– nicht zuletzt ideologischen und 
emotionalen – Unvereinbarkeiten 
und brutalen Aggressionen bis hin 
zu Pogromen gesteigert, in denen 
die Teile des Landes aufeinander-
geprallt sind und sich bis heute 
gegenüberstehen. 

Fragen wir nun, was hatʼs ge-
bracht? 

Eine Westöffnung des Landes 
wurde nicht erreicht – erreicht 
wurde eine Teilung des Landes in 
einen mit der EU assoziierten 
Westen auf der einen und einen 
mit Russland faktisch verbündeten 
Osten auf der anderen Seite, die 
miteinander in diesem erbitterten 
Bürgerkrieg verhakt sind. 

Mitgliedschaften in der EU und in 
der NATO stehen zwar bei Poro-
schenko ideologisch auf der Ta-
gesordnung, noch mehr bei den 
nationalistischen Kräften um den 
Ministerpräsidenten Arseni Jazen-

juk, haben aber keine reale Per-
spektive. Für die EU wird die 
Ukraine zum Klotz am Bein. Für 
die NATO kann ein Beitritt zum 
Casus Belli mit Russland werden. 
Nicht eine Anhebung des sozialen 
Standards auf das angestrebte 
Westniveau ist das Ergebnis der 
einjährigen Kämpfe, sondern die 
Senkung des Lebensstandards der 
Mehrheit der Bevölkerung. Hinzu 
kommt die unter dem Druck von 
EU und IWF betriebene Austeri-
tätspolitik* – letztlich in beiden 
Teilen des Landes. 

Der Wunsch nach Ersetzung der 
oligarchischen Willkürherrschaft 
durch eine transparente Mehrheits-
demokratie nach EU-Standards hat 
die vorher bestehenden Strukturen 
ins Extrem getrieben – die Oligar-
chen, die sich zuvor noch einer 
demokratischen Scheinstruktur 
bedient hatten, sind nun selbst 
unmittelbar in die Machtpositio-
nen gerückt. 

Das Land ist nicht nur in zwei 
Teile gespalten, innerhalb der 

jeweiligen Seite bestimmen die 
Oligarchen heute willkürlicher als 
je zuvor das politische – und das 
militärische – Geschehen. Von 
Demokratie kann keine Rede sein, 
faktisch herrscht Kriegsrecht, auch 
wenn es offiziell nicht ausgerufen 
wurde. 

Ungelöst bleiben grundsätzliche 
Fragen. Wie wollen die Menschen 
in der Ukraine in Zukunft leben? 
Mit Rückgriffen auf sowjetische 
Gesellschaftsmuster im Osten? 
Unter dem Modernisierungsdruck 
aus dem Westen? Oder getrennt 
voneinander in zwei auseinander-
driftenden Gesellschaftsformatio-
nen? 

Wie soll die ukrainische Staatlich-
keit aussehen? Was soll zukünftig 
ukrainische Identität sein? Ein 
nationalistischer Einheitsstaat, der 
seine Bürger mit Terror unter eine 
ukrainische Identität zwingt? Ein 
demokratisches Staatswesen, das 
seine Pluralität durch autonome 
und föderale Strukturen leben 
lässt? 

Statt sich als souveräner Staat 
gefestigt zu haben, ist die Ukraine 
zum Feld eines Stellvertreterkriegs 
zwischen dem Westen, speziell 
den USA, und Russland geworden. 
Hart steht die Frage, wie die Ukra-
ine – so oder so organisiert – zwi-
schen Eurasischer Union und Eu-
ropäischer Union, zwischen Ost 
und West leben kann, ohne in 
einem Entweder-Oder zerrissen zu 
werden? 

All diese Frage sind selbstver-
ständlich nicht allein von der Uk-
raine zu beantworten, sondern nur 
im Verbund mit den globalen 
Kräften. Ohne einen Übergang 
von der gegenwärtigen US-
dominierten Hegemonialordnung 
zur Anerkennung der schon ent-
standenen kooperativen, multipo-
laren Weltordnung wird die Ukrai-
ne keine Ruhe finden können. 

*Austeritätspolitik: Der  Begr iff wird 
heute vor allem in ökonomischen 
Zusammenhängen gebraucht und be-
zeichnet dann eine staatliche Haus-
haltspolitik, die einen ausgeglichenen 
Staatshaushalt über den Konjunk-
turzyklus ohne Neuverschuldung an-
strebt. 

Der vorstehende 
Text erschien in 
Nr. 5 des 
„Blättchens“; der 
Abdruck erfolgt 

mit freundlicher Genehmigung des 
Autors, der auf Einladung des Freun-
deskreises Rosa Luxemburg am 7. Mai 
im Filmbüro Wismar zum Ukrainekon-
flikt sprechen wird. 

Ein Jahr nach dem Maidan: Was hatʼs gebracht? 
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Am 23. März sprach Prof. Dr. 
Michael Brie in einer gut besuch-
ten Veranstaltung des Freundes-
kreises Rosa Luxemburg im Wis-
marer TGZ zum Thema „Vom 
‚Unrechtsstaat‘ und der Tragödie 
des Parteikommunismus“. Er kon-
zentrierte sich vor allem auf den 
problematischen Begriff des 
„Unrechtsstaats“, der nach der 
Landtagswahl in Thüringen erneut 
die Gemüter erregt. Der Unrechts-
staatbegriff, so Michael Brie, 
tauchte erstmals nach dem Zwei-
ten Weltkrieg in der alten Bundes-
republik auf. Fritz Bauer, ein aus 
der Emigration zurückgekehrter 
jüdischer Staatsanwalt charakteri-
sierte damit – sehr zum Unwillen 
seiner schon unter Hitler im Amt 
gewesenen Kollegen – den Nazi-
staat, weil dieser schon in seinem 
Programm große Teile des Volkes 
von der staatlichen Teilhabe aus-
schloss und dies mit der massen-
haften Vernichtung jüdischer und 
anderer Bürger in blutige Realität 
umsetzte. Ein Charakteristikum, 
das in der DDR weder program-
matisch angestrebt, noch prakti-
ziert wurde. Auch fehle es an einer 
wissenschaftlich haltbaren Defini-
tion dieses Begriffs, wie aus der 
Antwort des Wissenschaftlichen 
Dienstes des Bundestages auf eine 
Anfrage der BT-Fraktion der LIN-

KEN hervorgehe. Michael Brie 
stellte klar, dass die DDR, auch in 
ihrem Selbstverständnis, natürlich 
kein Rechtsstaat im Sinne der 
dafür geltenden Kriterien gewesen 
sei, sondern ihre Staatordnung auf 
eine Diktatur, nämlich die des 
Proletariats, gründete. Aber auch 
nach den Regeln der formalen 

Logik ließe sich daraus der inkri-
minierende Begriff nicht ableiten, 
wie er anhand des Wahrheitsge-
halts der Behauptung, die Katze ist 
ein Mensch, veranschaulichte. 
Deren logischer Schluss ist natür-
lich, dass die Katze ein „Nicht“-
Mensch, jedoch kein Unmensch 
ist. Aus den angeführten Tatsa-
chen leitete der Referent ab, dass 
die Unrechtsstaatvokabel in das 
Reich der Ideologie, nicht in das 
der Wissenschaft gehört. Als Intel-
lektueller lehne er die Anwendung 
dieses Begriffs auf die DDR ab. 
Dass für das thüringische Regie-
rungsbündnis im Interesse eines 
von weiten Teilen der Bevölke-

rung gewünschten politischen 
Neubeginns solche Zugeständnisse 
gemacht wurden, hielt Michael 
Brie aufgrund der vorausgegange-
nen Mitgliederbefragung für de-
mokratisch legitimiert. In der sehr 
lebhaften Diskussion wurde die 
Meinung des Referenten zum 
„Unrechtsstatt“ durchweg unter-
mauert. Daneben gab es auch eini-
ge kritische Meinungsäußerungen 
zur Rolle des Parteikommunismus, 
eine Thematik, die Michael Brie in 
seinem Vortrag zunächst zurück-
gestellt hatte. Er verwies darauf, 
dass das Konzept der Machterobe-
rung und -bewahrung durch eine 
revolutionäre Minderheit eine 
lange Tradition hat: von Babeuf 
(Gemeinschaft der Gleichen), über 
Karl Marx (Diktatur des Proletari-
ats) zu Lenin (Avantgarde-Partei). 
Mit dem Scheitern des auf diesem 
Konzept fußenden Realsozialis-
mus stehe vor Sozialisten nun die 
Aufgabe, das große Ziel der 
"freien Assoziation" (Marx) und 
den Weg der Befreiung auf neue 
Weise und mit neuen Mitteln in 
Übereinstimmung zu bringen. 
Ohne eine gründliche Kritik des 
leninistischen Parteiaufbaus, so ein 
Diskutant, brauche man künftig 
von Sozialismus nicht zu reden. 

Lutz Tannhäuser 

Genossen der BO Friedenshof 
am Vorabend des internationa-
len Frauentages auf und um den 
Marktplatz in Wismar in Aktion 

Vier Genossen der BO Friedens-
hof waren auch in diesem Jahr, 
einer langjährigen Tradition fol-
gend, auf und um den Wismarer 
Marktplatz herum in Aktion. Ins-
gesamt verteilten sie 300 Nelken 
an Frauen, die entweder ihrer Ar-
beit in den Geschäften nachgingen 
oder sich auf einem Einkaufsbum-
mel im Stadtzentrum befanden. 

Häufig überrascht und doch in 
übergroßer Mehrzahl wurden die 
Blumen und die kleine Glück-
wunschkarte von Dietmar Bartsch 
(MdB) und Simone Oldenburg 
(MdL) freudig dankend entgegen-
genommen. Unter dem Motto 
“Frauen können mehr. Frauen 
haben mehr verdient.“ sind 
Schwerpunkte der politischen 
Arbeit der LINKEN zur tatsächli-
chen Gleichstellung der Frauen in 
unserer Gesellschaft auf dieser 
Karte skizziert. 

In den kurzen Gesprächen bei der 
Blumenübergabe war zu erkennen, 
dass die Frauen gern diese Ehrung 
entgegen nehmen. Nicht selten 
wurde auf die Zeit in der DDR 
verwiesen, wo die Art und Weise 
der Gleichberechtigung von Mann 
und Frau, insbesondere auch im 
Arbeitsleben, positiv empfunden 

wurde. Einige männliche Begleiter 
sind durch unser Erscheinen 
scheinbar noch rechtzeitig auf 
dieses Ereignis aufmerksam ge-
worden. 

Nelken zum Frauentag 

Unrechtsstaat – Wissenschaft gegen Ideologie 

Gedenken zum 70. 
Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus 

Der Stadtverband der Linken lädt 
die Bürger der Hansestadt am 08. 
Mai 2015 um 16.00 Uhr zu einer 
Veranstaltung am Sowjetischen 
Ehrenmal ein, um der Opfer der 
Anti-Hitler-Koalition und beson-
ders der Sowjetunion und der Ro-
ten Armee im 2. Weltkrieg zu 
gedenken. 

Wir sind darüber empört, dass die 
Bundesregierung zur Würdigung 
dieses Tages keine eigenen Veran-
staltungen plant. Dagegen wird ab 
diesem Jahr den „Vertriebenen“ in 
Deutschland ein nationaler Ge-
denktag gewidmet. 

Mit einem Informationsstand wol-
len Mitglieder des Stadtverbandes 
am 08. Mai ab 10.00 Uhr auf dem 
Wismarer Markt mit den Bürgern 
ins Gespräch kommen und auf die 
wachsende Kriegsgefahr in der 
Welt und in Europa aufmerksam 
machen. Das trifft besonders auf 
die Ukraine-Krise und die Ver-
schärfung der Beziehungen zwi-
schen den USA und Russland zu. 
Deeskalation und gegenseitiger 
Respekt – statt Aufrüstung und 
verbaler Drohungen sind gefragt. 
Das entspricht auch dem Ver-
mächtnis der Befreiung vom Fa-
schismus vor 70 Jahren: „Nie wie-
der Krieg“. 
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Herzliche Glückwünsche 
Der Kreisvorstand der LINKEN 
Nordwestmecklenburg gratu-
liert allen Mitgliedern unseres 
Kreisverbandes sehr herzlich, 
die im März und April 2015 
Geburtstag hatten und haben. 

Ganz besonders herzliche Glück-
wünsche gehen an unseren Genos-
sen Alfred Appelt zum 92. Ge-
burtstag sowie an Genossin Else 
Barz zum 89. Wiegenfest. Genos-
sen Ernst Hahn gratulieren 
wir zum 88. und zum 84. 
 gehen ganz herzliche 
 Glückwünsche an 
 den Genossen Lutz 
 Tannhäuser. 
 Auf 82 Lebensjahre 
 blickt Genossin 
 Anita Horn zurück. 
 Glückwünsche zum 
 80. Geburtstag gehen 
 an die Genossen Gottfried 
 Schiller und Eberhard 

 Dettmann. Zum 60. gratulieren 
wir Genossin Marianne Schuldt 
und zum 55. Geburtstag gehen alle 
guten Wünsche an Genossin Ute 
Spriewald und Genossen Thomas 
Pagels. Ebenfalls herzliche Ge-
burtstagsglückwünsche erhalten 
Genossin Iris Brincker zum 50. 
und Genosse Wilhelm Frehse zum 
25. 

 

Wir wünschen 
ihnen 

 alles Gute, 
 vor 

 allem 
 Gesundheit, 
 und danken 

 ihnen 
 für ihre 

 langjährige 
 aktive 

 Parteiarbeit. 

Am 19. April 1945 befreiten sich 
die Häftlinge des KZ Buchenwald 
mit Hilfe der anrückenden US 
Army. Noch am selben Tag ver-
sammelten sich die 21.000 Überle-
benden zu einem letzten Appell 
auf dem Platz und schworen ge-
meinsam den “Schwur von Bu-
chenwald”, von dem vor allem der 

letzte Absatz immer wieder zu 
Recht bis heute als Mahnung zi-
tiert wird: “Die Vernichtung des 
Nazismus mit seinen Wurzeln ist 
unsere Losung. Der Aufbau einer 
neuen Welt des Friedens und der 
Freiheit ist unser Ziel!” 

Dies ist der Schwur: 

Gemeinsam für tolerantes und friedliches Miteinander 

Am 1. Mai 2015 startet wieder die 
Fahrradtour quer durch den Land-
kreis Nordwestmecklenburg nach 
Jamel. 

Treffpunkte: 

Wismar: 09:30 Uhr; Wasserkunst 
Proseken: 10:00 Uhr; Parkplatz 
Grevesmühlen: 10:00 Uhr; Markt 
Bad Kleinen: 08:30; Bahnhof 

Wer nicht mit dem Rad unterwegs 
sein möchte, den erwarten wir um 

70 Jahre sind seitdem vergangen, 
aber weder die Vernichtung des 
Nazismus noch eine Welt des 
Friedens und der Freiheit ist er-
reicht worden. In den letzten Jah-
ren haben sowohl Rechtsextremis-
mus als auch kriegerische Ausei-
nandersetzungen in aller Welt in 
erschreckender Weise wieder zu-
genommen. 
Was den Rechtsextremismus be-
trifft, so brauchen wir nicht nur in 
anderen Ländern, wie zum Bei-
spiel Frankreich, zu suchen. Auch 
in Deutschland gibt es dafür genü-
gend Beispiele, von der Mordserie 
durch den NSU, über Anschläge 
auf Flüchtlingsheime, bis zu den 
Demonstrationen von PEGIDA. 
Und eine Welt des Friedens? Man 
kann gar nicht alle Kriege und 
Bürgerkriege aufzählen, in denen 
erbittert gekämpft, getötet und 

Der Schwur von Buchenwald 

vernichtet wird. Zunehmend 
mischt sich dabei auch die Bun-
desrepublik ein. Bundespräsident 
und Verteidigungsministerin for-
dern nicht nur noch mehr Waffen-
lieferungen, sondern auch den 
Einsatz der Bundeswehr in Krisen-
gebieten. Seit 2014 gibt es Krieg 
auch wieder in Europa, in der 
Ukraine, in der Faschisten wichti-
ge Machtpositionen übernehmen 
konnten, auch mit deutscher 
Unterstützung. Aber die bitteren 
Lehren des letzten Jahrhunderts 
aber auch der letzten Jahre zeigen, 
es wurde durch Kriege kein einzi-
ges Problem gelöst, sondern im-
mer wieder neue Probleme ge-
schaffen. Lasst uns dafür eintreten, 
dass der Schwur von Buchenwald 
ständige Mahnung bleibt! 

Von Sonja Bahlk 

„Nenne dich nicht arm, wenn Deine Träume nicht in Erfüllung ge-
gangen sind. Wirklich arm ist nur, der nie geträumt hat.“ 

Marie von Ebner Eschenbach 

Im Mittelpunkt der Beratung der BO-Vorsitzenden am 28. März standen die aktu-
elle politische Lage, die Vorbereitung des Kreisparteitages, Hanseschau und 
Internationaler Frauentag, die Arbeit in den Geschäftsstellen, die Konzeption zur 
Sicherstellung der politischen Arbeit u.a.m. 

11:00 Uhr in Gressow. Parkplätze 
sind vorhanden. 

Hier findet auf dem Festplatz „Am 
Dorfanger“ 
das Familien-
fest statt. 

Viele kleine 
Attraktionen, 
eine Hüpf-
burg, Ge-

schicklichkeitsspiele, Kinder-
schminken, Bastel- und Malstra-
ßen sowie Bratwurst und Erbsen-
suppe werden dazu beitragen, dass 
der 1. Mai zu einem schönen Fei-
ertag für kleine und große Nord-
westmecklenburger wird. 


